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Gloſſen zu den Erkenntniſſen des Verwaltungsgerichtshofes in 
Kirchenangelegenheiten. Von Dr. Eduard Rittner, Univ.-Prof. in 
Lemberg. 

Mittheilungen aus der Praxis. 

Wenn durch den Betrieb eines Bergbaues der Eigenthümer der Oberfläche be⸗ 
nachtheiligt wird, ſo kann dies nicht als Beſitzſtörung gelten, weil der Hand⸗ 
lung des Bergwerksbeſitzers das Merkmal der Eigenmächtigkeit mangelt. 

Die Regelung der Grundeigenthums-Verhältniſſe. 

Noriz. 


— 


— 


Gloſſen zu den Erkenntnillen des Verwaltungsgerichts- 
hofes in Nirchenangelegenheiten. 


Von Dr. Eduard Rittner, Univ.⸗Prof. in Lemberg. 


Es war vorauszuſehen, daß die Thätigkeit des Verwaltungs- 
gerichtshofes alsbald auf das Gebiet kirchenrechtlicher Fragen hinüber⸗ 
greifen werde. Die rechtliche Grundlage für die Entſcheidung der der 
ſtaatlichen Einflußnahme unterworfenen Kirchenangelegenheiten iſt in 
ſehr vielen Fällen ſo unſicher, die Klarſtellung des factiſchen Sach⸗ 
verhaltes ſo ſchwierig, die Verhältniſſe an ſich ſo ineinandergreifend und 
verworren, daß jede behördliche Eutſcheidung gewiſſe ſchwache Punkte 
dem Angriffe bloßſtellt und eben deshalb die Inauſpruchnahme der 
richterlichen Hilfe Chancen des Erfolges für fich hat. So ſind denn auch 
in der kurzen Zeit, ſeit der Verwaltungsgerichtshof ſeine Thätigkeit 
begonnen, zwei Erkenntniſſe in kirchlichen Verwaltungsangelegenheiten 
erfloſſen; in beiden waren Entſcheidungen des Miniſteriums für Cultus 
und Unterricht Gegenſtand der Anfechtung, beide liefern einen Beitrag 
zur Interpretation des Geſetzes vom 7. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 50, 
über die äußeren Rechtsverhältniſſe der katholiſchen Kirche. Den einen Pro⸗ 
ceß hat — um ſich etwas trivial auszudrücken — das Miniſterium ver⸗ 
foren, den andern gewonnen. Ich jele voraus, daß die Leſer der „Zeitſchrift“ 
mit beiden Rechtsfällen und der Begründung der Erkenntniſſe vertraut 
ſind und laſſe nur einige Bemerkungen hierüber folgen, die ich nicht 
etwa auf Rechnung einer voreiligen Kritikſucht zu ſtellen, ſondern als 
Ausfluß jenes regen Intereſſes aufzufaſſen bitte, mit welcher Theorie 
und Praxis die Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes verfolgt. 

Mit dem Erkenntniſſe vom 26. October 1876, Z. 231 (Samm⸗ 
lung Nr. 1) wurde, entgegen der in der Miniſterial⸗Entſcheidung zur 
Geltung gebrachten Anſchauung — ausgeſprochen, daß die Reallaſten 
nicht unter die im Falle einer Umpfarrung nach § 21 des obcitirten 


I 
Geſetzes auszuſcheidenden Leiſtungen fallen. Eigenthümlich — ſaſt 
möchte ich ſagen peinlich ift der Eindruck, den die Verhandlung und 
Entſcheidung dieſes Rechtsfalles zurückläßt. Einerfeit3 nämlich muß man 
dem Regierungsvertreter darin Recht geben, daß die angefochtene 
Miniſterial⸗Entſcheidung im Geiſte des Geſetzes vom 7. Mai 1874 
geſchöpft war; anderſeits wird man doch zugeſtehen, daß das dieſe 
Entſcheidung als geſetzwidrin aufhebende Urtheil in eben dieſem Geſetze 
ſeine volle Begründung findet. Wie immer alſo die Entſcheidung aus⸗ 
gefallen wäre, ſie hätte uns nie befriedigen können, denn ſie mußte ent⸗ 
weder — wie jetzt — gegen den Zweck des Geſetzes verſtoßen, oder im 
eutgegengeſetzten Falle deſſen Wortlaute Zwang anthun. Daß der Spruch 
des Gerichtshofes das erſtere Uebel gewählt, kann ich ihm nicht zum 
Vorwurfe machen; ja ich würde als Richter meine Stimme in demſelben 
Siune abgegeben haben, wiewohl ohne Rückſicht auf das poſitive Geſetz 
ich der entgegengeſetzten Rechtsanſicht den Vorzug geben würde. Der 
Fehler liegt eben nicht in der Anwendung des Geſetzes, ſondern in dem 
K ſelbſt, ſpeciell darin, daß bei der Faſſung des eitirten § 21 der 
richtige Ausdruck verfehlt worden iſt. Leider trifft dies nicht bloß in 
dieſer einen Geſetzesſtelle zu; auch ſonſt vermiſſen wir in dem Geſetze 
die nöthige Präciſion — vielleicht weil man bei der Redaction ein 


allzugroßes Gewicht auf die im Motivenberichte vorgebrachten Aus⸗ 
führungen legte und durch dieſe die geſetzlichen Beſtimmungen ſelbſt zur 
Genüge aufgeklärt wähnte. Als noch die confeſſionellen Geſetze im Sta⸗ 
dium der parlamentariſchen Berathungen ſich befanden, habe ich auf jenen 
Maugel in der Codificirung hingewieſen, und ich kann es mir heute 
nicht verſagen, wörtlich jenen Paſſus zu citiren, der durch das Er⸗ 
kenntniß des V. G. H. eine Bethätigung gefunden hat. „Man ſollte“ 

— ſchrieb ich in dieſer „Zeitſchrift“, Jahrg. 1874, Nr. 7 — „nicht 

vergeſſen, daß die Bedeutung, welche unſtreitig den Motiven eines 

Geſetzentwurfes zukommt, ſich, nachdem der Entwurf zum Geſetze ge⸗ 

worden, allmälig vermindert, daß das Geſetz eine ſelbſtſtändige Exi⸗ 
ſtenz für ſich erlangt und aus ſich ſelbſt interpretirt werden will, daß 

namentlich die Praxis ſich an den Wortlaut des Geſetzes hängt und 

daher bei einer nicht präciſen Faſſung dem Geſetze eine dem Willen 

des Geſetzgebers widerſprechende Deutung gegeben werden kann“. — 

Die Niederlage alſo, welche die Regierung in ihrem erſten Proceſſe vor 

dem V. G. H. erfahren, hat die mangelhafte Geſetzgebung verſchuldet: 

der richterliche Spruch iſt die rächende Nemeſis für vergangene Codifi⸗ 

cationsſünden! 

Der zweite Rechtsſtreit fiel zu Gunften der Regierung aus. Con⸗ 
form der vom Miniſterium getroffenen Entſcheidung hat der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof in dem Erkenntniſſe vom 18. November 1876, 3. 320 
(Sammlung Nr. 4) die Rechtsanſicht gebilligt, daß ein Iſraelit zur 
Ausübung des Präſentationsrechtes für eine Pfarre nicht berechtigt ſei. 
Dieſen Ausſpruch wird nach dem Stande unſerer Geſetzgebung vom 
juriſtiſchen Standpunkt kaum Jemand anfechten wollen; aber in den 


Entſcheidungsgründen hat der Gerichtshof den eigentlichen Streitpunkt 
in einer Weiſe präciſirt, die entweder an ſich unrichtig iſt oder doch 


ſehr leicht einer irrigen Auffaſſung Raum gibk. Der Gerichtshof hat 


ſich nämlich den Rechtsſtreit durch folgenden Ideengang zurechtgelegt: 
Es habe der Kläger das Präſentationsrecht in Anſpruch genommen, das 
biſchöfliche Vicariat ihm dasſelbe beſtritten, Kläger bei den Verwaltungs⸗ 
behörden Beſchwerde geführt. Dieſe Beſchwerdeführung nun erſcheine als 
die Inanſpruchnahme der ſtaatlichen Hilfe gegen eine das Staatsgeſetz 


verletzende kirchliche Anordnung im Sinne des § 28 des Geſetzes vom 


7. Mai 1874. Da nun das Miniſterium dieſe Hilfeleiſtung abgelehnt, 


ſo habe es hiemit zugleich entſchieden, daß keine Verletzung eines Staats- 


geſetzes ſtattgefunden habe. Auch der Verwaltungsgerichtshof habe ſich 
alſo zu fragen: ob durch das biſchöfliche General⸗Vicariat ein Staats⸗ 
geſetz verletzt worden ſei. 

Woher eine ſo weitſchweifige Argumentation? Warum nicht ein⸗ 
fach ſagen: das Miniſterium hat eine Entſcheidung in Patronatsange⸗ 
legenheiten getroffen, wir haben zu prüfen, ob dieſelbe geſetzmäßig oder 
geſetzwidrig iſt. Ich kann den Grund nur darin finden, daß der Ge— 
richtshof Bedenken getragen, die Competenz der ſtaatlichen Verwaltungs⸗ 
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des von ihm unterhalb der zum Meierhofe Svina gehörigen Feldpar⸗ 
celle Nr. 379 mittelſt Stollen betriebenen Bergbaues und des hiedurch 
in der erſten Hälfte des Monates October 1874 auf dieſer Feldpar⸗ 
celle veranlaßten Bruches von etwa acht Klafter Ausdehnung die 
Klägerin im Befitze dieſer Parcelle geſtört und ſei ſchuldig, bei Ver⸗ 
meidung der Execution ſich der weiteren Störung derſelben im Beſitze 
dieſer Parcelle zu enthalten, den vorigen Stand binnen einer richterlich 
zu beſtimmenden Friſt wieder herzuſtellen und der Klägerin die Kosten 
des gegenwärtigen Rechtsſtreites zu erſetzen. 

Das k. k. Bezirksgericht Zbirov gab unter Verwerfung der Ein⸗ 
wendung. der Incompetenz mit Beſcheid vom 18. November 1875, 
3. 10026, dem Klagebegehren ſtatt und verurtheilte den Geklagten 
in den Erſatz der auf 52 fl. 26 kr. gemäßigten Koſten und Zeugen⸗ 
gebühren per 8 fl.; denn laut Angabe der Klage iſt Philipp H. Beſitzer 
der Steinkohlengruben bei Svina, wo derſelbe durch den verfallenen 
Schacht auf Nr 381 Bergbau betrieb, von welchem Stollen unterhalb 
der zum Meierhofe Svina gehörigen Parcelle Nr. 379 getrieben ſind. 
Durch dieſen Bergbautrieb ift auf der Parcelle Nr. 379 in der erſten 
Hälfte October ein Bruch von etwa acht Klafter Ausdehnung herbeige⸗ 


behörden in Fragen der Ausübung des Patronatsrechts unumwunden führt worden, in Folge deſſen ein Theil dieſes Grundſtückes außer 
anzuerkennen, ſo daß ſich das angeführte Raiſonnement ſo paraphraſiren Cultur geſetzt wurde und die Zufuhr und Benützung dieſer Parcelle 
läßt: Ueber die Art der Ausübung des Patronatsrechtes haben kirch⸗ behindert und gefährlich iſt, und dadurch iſt Maria P. in dem ruhigen 
liche Behörden zu entſcheiden; rur inſoferne durch ihre Verfügungen Beſitze dieſer Parcelle Nr. 379 geſtört worden. Mit Ausnahme des 
ein Staatsgeſetz verletzt und dann auf Grund des § 28 cit. die ſtaat⸗ Umſtandes, daß Philipp H. Beſitzer der Steinkohlengruben bei Spina iſt, 
liche Hilfe angerufen wird, wird die Competenz der Verwaltungsbehör⸗ | widerſprach derſelbe alle dieſe Umſtände als unwahr und machte die 
den, beziehungsweiſe des Verwaltungsgerichtshofes begründet. Einwendung der Incompetenz und der Verjährung geltend, behauptend, 

Gegen dieſe Anſchauung nun müßte ich mich entſchieden erklären. daß dieſe Streitſache vor die Berg⸗ und politiſchen Behörden gehöre 
Das Concordat hat die Patronatsangelegenheiten dem kirchlichen Ge- und die Klage verjährt ſei, da ein Zeitraum von mehr als dreißig 
richte überwieſen (Art. XII.), nach Aufhebung desſelben iſt dieſe Be- Tagen ſeit jener Senkung bis zur Klagsanſtellung verſtrichen ſei. Da 


ſchränkung weggefallen, und inſoferne die Ausübung des Patronats⸗ 
rechtes durch ſtaatliche Vorſchriften geregelt iſt, gehört ein hierüber ent⸗ 
ſtehender Streit vor die ſtaatlichen Behörden. Ich finde keinen Anhalts⸗ 
punkt für die Anſicht, als wäre das Eingreiſen der Staatsbehörde be⸗ 
dingt durch eine ſeitens der kirchlichen Behörde vorausgegangene Rechts⸗ 
verletzung. Es läßt ſich vielmehr recht wohl der Fall denken, daß eine 
Partei die Entſcheidung der ſtaatlichen Behörde in Anſpruch nimmt, 
ohne daß ihr Seitens der kirchlichen Behörde die Ausübung des Pa⸗ 
tronatsrechtes beſtritten worden wäre. Nehmen wir z. B. an, daß je⸗ 
manden nicht von der kirchlichen Behörde, ſondern von einer irgendwie 
hiebei intereſſirten Privatperſon der Charakter eines Kirchenpatrones 
beſtritten, oder umgekehrt ihm ein ſolcher aufgedrungen wird. Nach jener 
Auffaſſung könnte ein ſolcher Streit nicht vor die ſtaatliche Verwal⸗ 
tungsbehörde gebracht werden, weil ja die Vorausſetzungen zur An⸗ 
wendung des § 28 cit. fehlen. 

Wenn wir nun fragen, wie ſich zu der hier berührten Frage das 
Geſetz vom 7. Mai 1874 verhalte, ſo ſtoßen wir wieder auf einen 
Fehler in der Codification. Im $ 33 iſt die Rede von Streitigkeiten 
über die Frage, ob Patronat oder Jibera collatio einerſeits, über die 


der vorliegende Fall jedoch unter die Beſtimmung des §S 222 Bergge⸗ 
ſetzes nicht ſubſumirt werden kann, entfällt die erſte Einwendung, und 
was die Verjährung betrifft, ſo hat der Kläger durch die Zeugen 
Johannn R. und Eduard L. dargethan, daß dieſer Bruch erſt nach dem 
6. October 1874 entſtanden und ſomit die Klage rechtzeitig eingebracht 
iſt. Durch den gerichtlichen Augenſchein iſt ferner erwieſen, daß ſich 
nebſt vielen anderen auch unterhalb der zum Meierhofe Spina der 
Maria P. gehörigen Feldparcelle Nr. 379 in Folge des vom Geklagen 
mittelſt Stollen betriebenen Bergbaues ein hiedurch veranlaßter Bruch 
von etwa acht Klafter Ausdehnung befindet. Nachdem auch die vom 
Kläger geführten Zeugen Eduard L., Alois Z., Johann R. und auch 
theilweiſe Wenzel H. und Johann K. die Klagsthatſache vollſtändig 
erwieſen haben, ſo mußte der Klage und deren Schlußbitte ſtattgegeben 
und der Geklagte gemäß § 24 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
Nr. 69 R. G. Bl., zum Erſatze der Gerichtskoſten verfällt werden. 
Die weiteren von beiden Theilen geführten Zeugen konnten nicht abge⸗ 
hört werden, weil ihr Wohnort unbekannt war und die Streittheile die 
ihnen zur Nennnng desſelben zugeſtandene Friſt verſtreichen ließen. 

Ueber den Recurs des Geklagten hat das k. k. böhmiſche Ober⸗ 


Frage, wem das Patronat zukomme, anderſeits. Was hingegen im Falle landesgericht mit Verordnung vom 31. December 1875, Z. 33260, 
eines Streites über die Ausübung des Patronats zu geſchehen habe, die Klägerin abgewieſen und in den Erſag der Koſten erſter Inſtanz 
entſcheidet das Geſetz nicht. Möglich, daß eben dieſe Lücke der Grund per 30 fl. 80 kr. und der Recurskoſten per 4 fl. 40 kr. verfällt; denn 
war, daß der Verwaltungsgerichtshof erſt auf dem bezeichneten Umwege was vor Allem die Einwendung der Incompetenz der Gerichte anbe⸗ 
ſeine Competenz begründen mußte. langt, jo erſcheint dieſelbe nicht gegründet, weil es ſich nach Lage der 
So zeigen beide Erkenntniſſe, die wir hier beſprochen, nach einer Proceßacten um privatrechtliche Verhältniſſe handelt, deren Beurtheilung 
Richtung hin dasſelbe Reſultat: Sie machen uns aufmerkſam auf die Män- gemäß $ 2 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, Nr. 12 R. 
gel des poſitiven Rechtes. Wahrlich nicht die geringſte der ſegensreichen G. Bl., in den Wirkungskreis der Gerichte gehört. Uebrigens hat bereits 
Früchte, die uns die Thätigkeit des Verwaltungsgerichtshofes verheißet! die k. k. Berghauptmannſchaft Prag und auch die k. k. Statthalterei 
das Gutachten dahin abgegeben, daß der Streitgegenſtand unter die Be⸗ 

ſtimmungen des § 222 des Berggeſetzes nicht ſubſumirt werden kann 
und daher nicht in den Wirkungskreis der Berg⸗ oder politiſchen Be⸗ 
hörde falle. Die Sache ſelbſt betreffend, hat die Klägerin in ihrer 
Klage ſelbſt angeführt, daß in Folge des vom Geklagten unterhalb der 
zum Meierhofe Svina gehörigen Feldparcelle Nr. 379 mittelſt Stollen 
betriebenen Bergbaues in der erſten Hälfte October 1874 auf dieſer 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn durch den Betrieb eines Bergbaues der Eigenthümer der 


Parcelle ein Bruch von etwa acht Klafter Ausdehnung herbeigeführt 


Oberfläche benachtheiligt wird, ſo kann das nicht als Beſitzſtörung 
gelten, weil der Handlung des Bergwerksbeſitzers das Merkmal 
der Eigenmächtigkeit mangelt. | 


Die am 6. November 1874 überreichte Beſitzſtörungsklage Ber | 


Maria P., Beſitzerin des Gutes Liblin, gegen Philipp H., Bergwerks⸗ 
beſitzer in Svina, enthielt folgendes Begehren: Geklagter habe in Folge 


wurde, wodurch ein Theil dieſer Parcelle außer Cultur geſetzt werden 
mußte und die Zufahrt ſowie überhaupt die Benützung derſelben 
erſchwert wurde. Da ſonach die Klägerin die Berechtigung des Geklag⸗ 
ten, den Bergbau in der angeführten Richtung zu betreiben, nicht be⸗ 
ſtreitet, kann deſſen Handlung, wodurch die Klägerin im Beſitze der 
obigen Parcelle geſtört worden ſein will, bei dem Umſtande, als die⸗ 


ſelbe in Ausübung des dem Gellagten unbeſtritten zuſtehenden Befug⸗ 
niſſes des Bergbaubetriebes geſetzt wurde, als eine eigenmächtige im 
Sinne des § 339 a. b. G. B. nicht angeſehen werden und muß demnach 
bei dem Mangel dieſer nothwendigen Vorausſetzung der Beſitzſtörungs⸗ 
klage die Klägerin abgewieſen und gemäß §§ 24 und 26 des Geſetzes 
vom 16. Mai 1874, Nr. 69 R. G. Bl., zum Erſatze der dem Ge⸗ 
klagten verurſachten Koſten erſter und zweiter Inſtanz verhalten werden, 


271 Paragraphen nebſt Formularien. 

Die Druckſchrift wurde vom Ackerbauminiſterium an die Länderſtellen, die 
Landwirthſchaftsgeſellſchaften und Vereine verſendet zur Benützung bei Erſtattung 
von Gutachten über den mitgetheilten Referentenentwurf eines Reichsgeſetzes über 
die Zuſammenlegung der Grundſtücke, für welchen Entwurf die erwähnte Druck⸗ 
ſchrift einen unentbehrlichen Leitfaden bildet. 

Der Referentenentwurf ift im Weſentlichen identiſch mit den in der Drud- 


ſchrift mitgetheilten legislativen Vorſchlägen. Letztere unterſcheiden ſich vom Re- 


ferentenentwurf zumeiſt durch die Form und durch den erweiterten Inhalt, indem 


dieſelben den zu behandelnden legislativen Stoff in den Geſetzentwurf und den 


Entwurf einer Durchführungsverordnung vertheilen, und im letzteren zumeiſt 
das Verfahren behandeln, während der Referentenentwurf einige Beſtimmun⸗ 
gen des Verfahrens in das Geſetz aufgenommen hat 

Indem wir uns vorbehalten, einzelne Theile der Druckſchrift ſpäter näher 
zu beſprechen, und durch Auszüge zu beleuchten, theilen wir, um den Länder⸗ 


ſtellen und Landwirthſchaftsgeſellſchaften zum Zwecke der abverlangten Gutachten b 
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| 
| 


Harallelſtellen 


des Referentenentwurfes eines Reichsgeſetzes, betreffend die Zuſammenlegung der 

Grundſtücke, die Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke und die Regulirung 

emeinſchaftlicher Nutzungsrechte einerſeits, und der die gleichen Gegenſtände 

ehandelnden legislativen Vorſchläge in der Privatarbeit „die Regulirung der 

Grundeigenthumsverhältniſſe“, nämlich des Geſetzentwurfes und der Durchführungs⸗ 
verordnung andererſeits. 


wobei bemerkt wird, daß über die Frage, ob die Klägerin durch unge⸗ Par ag rap he 
hörige Ausübung des Befugniſſes des Geklagten einen Schaden leidet, S. „ 8 Ä 1 f 1 h 1 
gemäß § 5 des obeitirten kaiſ. Patentes nicht hier ar nur im 8 Pribntarbelt E Privatarbeit E * 8 Beibofaybeit 
ordentlichen Rechtswege entſchieden werden kann. E Geſetz Verord⸗ 8 G Verord⸗ 8 G Verord⸗ S Geſetz Verord⸗ 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 20. Juni 2 geh sung)! De ces Rang je eſez 1 ee nung 
1876, 3. 3006, den dagegen von der Klägerin eingebrachten Reviſious⸗ | T FE Bee ar 
recurs zurückgewieſen und die angefochtene obergerichtliche Verordnung 1 2 65 320 33 — (65 43,533 — 100 — 52 
unter Verweiſung auf deren ſachgemäße Begründung mit dem Beiſatze 26. 3.5 — 33 — 2242566 40 101 — | 35 
beſtätigt, daß Klägerin die Koſten ihres Reviſionsrecurſes ſelbſt zu 4 Y 69.65 34 8 65 4: 49 — 115 7 
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(Ein Vorſchlag, betreffend die Ausmeſſung von Gebüh⸗ 
ren der Gemeinde organe für auswärtige Dienſtver richtungen.) 
Die k. k. Landesregierung in Kärnten hat am 13. October 1876, Nr. 6079 
folgenden gedachten Vorſchlag enthaltenden Circularerlaß an ſämmtliche Ge⸗ 
meindevorſtehungen gerichtet: 


ö 


Es iſt von mehreren Gemeinden der Wunſch nach Erlaſſung einer 
Vorſchrift über die den Gemeindevorſtands⸗Mitgliedern, den Gemeindebeamten und 
Dienern, Sachverſtändigen und Schätzleuten für auswärtige Dienftverrichtungen 
gebührende Entlohnung ausgeſprochen worden. Nachdem die Feſtſtellung der von 
den genannten Functionären für auswärtige Dienſtverrichtungen anzuſprechenden 
| Gebühren im Wirkungskreiſe der Gemeinden ſelbſt gelegen ift, welche insbeſondere 
| gemäß $ 31 der Gemeinde⸗Ordnung durch den Gemeinde⸗Ausſchuß die Bezüge 
ihrer Beamten und Diener und ſonach auch die von den Sachverſtändigen und 
Schätzleuten anzuſprechenden⸗Gebühren feſtzuſtellen haben, fo erſcheint es zur 
Erzielung einer Gleichförmigkeit allerdings wünſchenswerth, daß bei Feſtſtel⸗ 
lung dieſer Gebühren nach beſtimmten allgemeinen Grundſätzen vorgegangen 


die Vergleichung zu erleichtern, das vom Miniſterialrath Pey rer ſelbſt zu | werde und daß auch die Ausfolgung und Einbringung dieſer Gebühren, inſoferne 
diefem Zwecke verfaßte und uns zur Verfügung geſtellte Verzeichniß der Parallel⸗ deren Beſtreitung nach den beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften einer Partei 
ſtellen beider Arbeiten mit. obliegt, in einer den letzteren entſprechenden Weiſe geregelt werde. 
— — Da auch der kärntneriſche Landesausſchuß die Erlaſſung von, die Feſt⸗ 
*) Der vollſtändige Titel lautet: Die Regelung der Grundeigenthums⸗Verhält⸗ | ſtellung und Einbringung Rieser Gebühren gleichmäßig regelnden Beſtimmungen 
niſſe. Nebſt einem Geſetzentwurfe über die Zuſammenlegung der Grundſtücke, die als höchſt wünſchenswerkh erkennt, finde ich im Einvernehmen mit demſelben 
Ablöſung und Regulirung gemeinſchaftlicher Nutzungsrechte und die Ablöſung beiliegend jene allgemeinen Grundsätze und Beſtimmungen vorzuzeichnen, nach 
von nach dem Patente vom 5. Juli 1853 regulirten Nutzungsrechten ſammt welchen bei Feſtſtellung der von den Mitgliedern der Gemeindevertretungen, den 


Ft. einsenden) an Wien, 1877, Belag von gaciy | Öeiteindebennten und Dieneen, Sarvertänbigen ind Schügteuten anzufpeeden 
und Frick, k. k. Hofbuchhandlung. (Octav, 395 Seiten.) = den Gebühren, dann bei deren Ausfolgung und Einbringung vorzugehen wäre 


und in dem weiters mitfolgenden Schema die Minimal- und Mapimalziffer 
dieſer Gebühren anzugeben, innerhalb welcher die Feſtſtellung der zu gewähren⸗ 
den Gebühr erfolgen könnte. 

Hiebei wird ausdrücklich bemerkt, daß mit dieſen allgemeinen Grundſätzen 
und Beſtimmungen, dann dem Gebühren⸗Schema keineswegs eine Vorſchrift für 
die Gemeinden über die von ihnen ſelbſtſtändig feſtzuſetzenden derartigen Ge⸗ 
bühren gegeben werden will, ſondern mit denſelben nur eine Anleitung ge- 
geben werden ſoll, welche Grundſätze und Beſtimmungen bei Feſtſtellung und 
Einbringung dieſer Gebühren zu beobachten und mit welcher Ziffer dieſe Gebühren 
zu fixiren wären, demnach jede Gemeinde durch ihren Ausſchuß ſowohl über die 
Annahme dieſer allgemeinen Grundſätze und Beſtimmungen, als über die Ziffer 
der den Gemeindebeamten und Dienern, Sachverſtändigen und Schätzleuten zu 
gewährenden Entlohnung ſelbſtſtändig zu beſchließen haben wird. 

Der hierüber gefaßte Beſchluß iſt der vorgeſetzten k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft anzuzeigen. 

Auch werden die mehrerwähnten allgemeinen Grundſätze und Beſtimmungen 
und dazu gehörige Gebühren⸗Schema in jenen Fällen zur Richtſchnur genommen 
werden, in welchen über die Angemeſſenheit der von den Parteien angeſprochenen 
Gehühren, ſei es nun im Wege der Adjuſtirung oder im Beſchwerdezuge, vom 
Landesausſchuſſe oder von den politiſchen Behörden zu entſcheiden ſein wird. 
Allgemeine Grundſätze und B: ftimmungen, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der von den Mitgliedern der Gemeindevertretungen, 
den Gemeindebeamten und Dienern, Sachverſtändigen und Schäß- 
leuten für auswärtige Dienſtverrichtungen anzuſprechenden Ge⸗ 

bühren, dann die Ausfolgung und Einbringung der ſelben. 

J. Mitglieder der Gemeindevertretung, wenn ſie als ſolche Geſchäfte, ſei 
es des ſelbſtſtändigen oder des übertragenen Wirkungskreiſes beſorgen, können 
mit Rückſicht auf die Beſtimmung des § 24 der Gemeinde⸗Ordnung auf eine 


beſondere Entlohnung, d. i. auf den Bezug von Diäten oder Taggeldern keinen An⸗ 


ſpruch machen, ſondern haben lediglich die gehabten baaren Auslagen zu verrechnen. 

II. Als ſolche baare Auslagen haben die Mitglieder der Gemeindever⸗ 
tretung bei auswärtigen Dienſtverrichtungen die ortsüblichen Fahrpreiſe für eine 
einſpännige Fuhr zu verrechnen. 

III. Dieſe Fahrtgebühren dürfen jedoch von den commiſſionirenden Mit⸗ 
gliedern der Gemeindevertretung nur bei jenen Dienſtverrichtungen in Anſpruch 
genommen werden, welche eine Entfernung von mehr als einer halben Gehſtunde 
2 Kilometer) vom Wohnſitze des Functionärs gerechnet, nothwendig machen. 

IV. Die Gemeindebeamten werden in Abſicht auf die Feſtſetzung der von 
denſelben bei auswärtigen Dienſtverrichtungen anzuſprechenden Entlohnung je 
nach der Wichtigkeit und dem Umfange ihres Amtes und nach ihrer perſönlichen 
Befähigung, ſowie nach der Größe der Gemeinden in zwei Kategorien einzureihen 
fein, wovon in die 1. Kategorie die geprüften Gemeindebeamten, dann die in 
größeren Gemeinden angeſtellten, ausſchließlich zu Schreib⸗ und Caſſageſchäften 
verwendeten Gemeindebeamten, dagegen in die II. Kategorie die zugleich mit 
den Verrichtungen eines Gemeindedieners betrauten Gemeindebeamten, ſowie die 
n kleineren Gemeinden beſtellten Beamten zu ſetzen wären. 

i Die Entſcheidung, in welche dieſer Kategorien ein Gemeindebeamter ein⸗ 
zureihen iſt, ſteht dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe zu. 

V. Die Gemeindebeamten der I. Kategorie haben bei ihren auswärtigen 
Dienſtverrichtnugen Taggelder nach dem im Schema feſtgeſetzten Ausmaße und 
die ortsüblichen Fahrpreiſe für eine einſpännige Fuhr anzuſprechen. 

VI. Den Gemeindebeamten II. Kategorie gebühren bei ihren auswärtigen 
Dienſtverrichtungen Gang- und Zehrgelder in dem im Schema feſtgeſetzten Ausmaße. 

II. Die gleichen im Abſatze VI feſtgeſetzten Gebühren find von den Gemeinde⸗ 
dienern in dem im Schema für dieſelben feſtgeſetzten Ausmaße zu verrechnen. 

bill. Die im Schema feſtgeſetzten Ganggelder der Beamten II. Kategorie und 
der Gemeindediener gelten für je Eine Gehſtunde (4 Kilometer) der Hin⸗ und Rückreiſe. 

IX. Die in den Abſätzen V, VI und VII erwähnten Fahrtgebühren und 
beziehungsweiſe Ganggelder dürfen von den oben bezeichneten Functionären nur 
bei jenen Dienſtverrichtungen in Anſpruch genommen werden, welche eine Ent⸗ 
fernung von mehr als einer halben Gehſtunde (2 Kilometer) vom Amtsſitze der 
Gemeinde nothwendig machen. Als Amtsfig der Gemeinde iſt jener Ort anzu⸗ 
nehmen, in welchem ſich die Gemeindekanzlei befindet. 

X. Den Sachverſtändigen und Schätzleuten gebühren Taggelder innerhalb 
des im Schema feſtgeſetzten Ausmaßes. 

XI. Sollte eine Dienſtesverrichtung mit Einſchluß der Hin⸗ und Rülckreiſe 
nur einen halben Tag in Anſpruch nehmen, ſo darf von den hiebei fungirenden 
Mitgliedern der Gemeindevertretung und Gemeindebeamten J. Kategorie nur der 
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ortsübliche Fahrpreis eines einſpännigen Fuhrwerkes für einen halben Tag, dann 
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von den Gemeindebeamten und Dienern, Sachverſtändigen und Schätzleuten nur 
die Hälfte des gebührenden Taggeldes, beziehungsweiſe Zehrgeldes in Anrechnung 
gebracht werden. 

XII. Die von den commiſſionirenden Mitgliedern der Gemeindevertretung 
und den Gemeindebeamten J. Kategorie aufzurechnenden ortsüblichen Fahrpreiſe 
eines einſpännigen Fuhrwerkes für den ganzen und für den halben Tag ſind durch 
Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes im Vorhinein feſtzuſetzen. 

XIII. Die in den vorſtehenden Abſätzen feſtgeſtellten Entlohnungen für aus⸗ 
wärtige Dienſtverrichtungen find von den dabei betheiligten Functionckren ohne 
Unterſchied, ob es ſich um Geſchäfte des eigenen oder übertragenen Wirkungs⸗ 
kreiſes handelt, in Anrechnung zu bringen. 

XIV. Zum Behufe der Auszahlung der oben feſtgeſtellten Entlohnungen 
wird unterſchieden werden müſſen, ob die Dienſtesverrichtung, um deren Ent⸗ 
löhnung es ſich handelt: 1. im Intereſſe der Gemeinde ſelbſt oder für Gemeinde⸗ 
zwecke, oder ſouſt im öffentlichen Intereſſe, 2. in einer Parteienſache, ſei es im 
eigenen Wirkungskreiſe oder über Auftrag der vorgeſetzten politiſchen Behörde 
oder des Gerichtes vorgenommen wurde. 

XV. Wurde die Dienſtesverrichtung im Intereſſe der Gemeinde oder für 
Gemeindezwecke, oder ſonſt im öffentlichen Intereſſe unternommen, ſo haben die 
hiebei betheiligten Functionäre die ihnen nach den beſtehenden Punkten gebührende 
Entlohnung aus der Gemeindecaſſe anzuſprechen. 

XV'. Bei Dienſtesverrichtung, welche über Anſuchen oder in Folge eines 
Verſchuldens der Parteien in Geſchäften des eigenen Wirkungskreiſes oder uber. 
erhaltenen Auftrag der politiſchen Behörde oder des Gerichtes, z. B. Vornahme 
von Todfalls⸗Aufnahmen in Partei⸗Angelegenheiten vorgenommen werden, haben 
die hiebei betheiligten Functionäre die ihnen gebührende Entlohnung zwar gleich⸗ 
falls aus der Gemeindecaſſe anzuſprechen, es iſt jedoch die Gemeinde berechtigt, 
den Erſatz dieſer Auslagen von jener Partei, in deren Intereſſe oder über deren 
Anſuchen die Dienſtverrichtung vorgenommen wurde, oder welche die letztere ver⸗ 
ſchuldet hat, zu verlangen. 

XVII. Zum Zwecke dieſes Rückerſatzes iſt: 1. bei Dienſtverrichtungen in 
Geſchäften des felbſtſtändigen Wirkungskreiſes in der hierüber zu treffenden Erledi⸗ 
gung oder zu fällenden Entſcheidung unter genauer Specification der aufgerech⸗ 
neten Gebühren die Verpflichtung der Parteien zur Zahlung der letzteren unter 
Offenlaſſung des dagegen geſetzlich zuſtehenden Recurſes mit aufzunehmen, 2. bei 
Dienſtverrichtungen, welche über Auftrag der politiſchen oder Gerichtsbehörde vor⸗ 
genommen werden, die diesfällige Gebührenberechnung dieſer Behörde zur Adju⸗ 
ſtirung und Einbringung vorzulegen. 

XVII. Bezüglich der zwangsweiſen Einbringung rückſtändiger derlei Ge⸗ 
bühren von den zahlungspflichtigen Parteien haben dieſelben geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften in Anwendung zu kommen, welche über die Einbringung rückſtändiger 
Gemeindeumlagen überhaupt beſtehen. 

XIX. Die über die Annahme der vorangeführten Beſtimmungen vom Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe ſind im Gemeindegebiete zu verlautbaren. 

Schema 


über die den Gemeindebeamten und Dienern, Sachverſtändigen und Schätzleuten 
für auswärtige Dienſtverrichtungen feſtzuſtellende Entlohnung. 


Anmerkung. ad 1. Nebſtdem die ortsüblichen Fahrpreiſe für eine 
einſpännige Fuhr. — ad 2 und 3. Das Gangeld gilt für je Eine Geh⸗ 
ſtunde (4 Kilometer) der Hin⸗ und Rückreiſe. — ad 1, 2, 3 und 4. Die 
vorbezeichneten Tag⸗ und Zehrgelder haben für alle Dienſtesverrichtungen 
ohne Unterſchied zu gelten, demnach eine verſchiedenartige Bemeſſung 
dieſer Gebühr, je nach der Art der Dienſtesverrichtung nicht einzutreten hat, 
hiernach wird jeder Ausſchuß die Ziffer des gebührenden Tag⸗ oder Zehr⸗ 


geldes innerhalb der obigen geringſten oder höchſten Ziffer feſtzuſetzen haben 


E | 
5 | Taggeld Zehrgeld Ganggeld 
8 Charakter des Functionärs von bis von bis für je eine 
| a fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kr.] Gehſtunde 
| 1 | Gemeindebeamte I. Kate⸗ 
| gorie . 1 500 2) 500 — | — | — |— 
2 | Gemeindebeantte II. Kate⸗ 
gorie 2 4— ———— 84] 1 200 20 kr. 
3 Gemeindediener — 4 — — — 56 — 84 10 fr. 
4 Sachverſtändige u. Schätz⸗ 5 
lle er een. 1—1 4 —— —1— — 


Mit einer Beilage: „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 
und zwei literariſchen Beilagen. 
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